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Der Öffentlich.~itsausschuß des .Studentenparlaments gibt bekannt : 

Am DIENSTAG, dem 9.1.68 findet um 19 hin Hörsaal VI eine öffentliche 
Sitzung des Stud~ntenparlaments statt. Felgende Punkte stehen zur 
Diskussion an : 

. / ' )> \ 
1. STUD.ENTWURF zun NEUEN Ufl:IVERSIT;~TSSATZUNG 1 ·,, c c) 

(Das Studentenparlament hat auf seiner letzten Sitzung eine Kommis­
sion mit dem Gegenentwurf der Studentenschaft zur Universitätssat­
zung beauftragt. Diese Kommission wird die verschiedenen Vorschläge 
zu einer demokratischen Universität zusammenfassen und eine Satzung 
ausarbeiten, die den stud. Vorstellungen entspricht~ Dieses Modell 
der Universitätssatzung beschränkt sich nicht auf die Modifikation 
der Beteiligungsquoten der Studentenschaft ; es stellt der bestehen­
den feudalistisch strukturierten Ordinarienuniversität eine Hoch­
schule gegenüber, bei der den Studierenden auf jeder Ebene demo­
kratische Mitbestimmung über ihre Arbeitsverhältnisse gewährleistet 
ist ) 

2 • STRAFANZEIGEE DES .REKTORS BEI DER ST AATSAN'NALTSCHAFT GEGEN TEIL­
NEHMER l!:N" DEN GO-INS BEI C .,SCHMID UND BEI DER SENATSSITZUNG AM 

. f'" 
6.12. im :REKTORAT , . ('Al' 
(Magnifizenz Rüegg '1'faf""n'"ä'i:'n,,,,,;...~x sseberi chten gegen 8 TeilnehmP.r 
der go - ins Anzeige wegen Hausfriedensbruchs, Rädelsführerschaft 
und Nötigung erstattet. Die Universitätsadministration sieht sich 
also ~.iterhin nicht imßtande, die Forderungen der S~udenten zu 
diskutieren - ihr Mittel bleibt die Zwangsgewalt gerichtlicher 
MaLnahr::en. Auch ehe Bereitschaft zu"Fragestunden" und die Einladung 
zu einer Diskussion Studentenparlament - akademischer Senat kön­
nen darüber nicht hinw~gtäuschen. Keine dieser Diskussionen hat 
Einfluß auf die Entscheidungsprozesse in der ~chschule, die Dis­
kussion bleibt unverhintllich , die Studenten dürfen im nachhinein 
Fragen stellen. ) 

3. DLSKU.SSiotT z:rL'3CHEN S'':'TJD:::NTENP.!)..RLM1ENT UI;TD AIC SENAT TlBER DIE UNI' 
VERSITÄT,SSA'IZUFG AM 16.1.68 ,,~~(/ ··-·- ) ... 
(Vor.; Senat erginr; eine .Einladung an das ~Studentenparlament zu ei­
ner 11 öff1c:ntlichen Diskussion" zum Thema "Universitätssatzung". 
Inzwischen wurde bekannt, was der Senat als Öffentlichkeit verstan­
den wissen will: Die Diskussion ,soll im Festsaal des Student.enhauses 
stattfinden. Zutritt zu dieser Diskussion haben nur Personen mit 
Eintrittskarten. Diese Karten werden an 150 Professoren und 150 
Studenten verteilt. Beschränkung der Diskussion auf 2 Stunden. 
In dieser.~eit sollen abwechs~lnd Studenten und Profijssoren auf 
eine Viertelstunde begrenzte Beiträge zu verschidenen Fragekomplexen 
liefern. Abschließend darf sich auch die "Öffentlichkeit" eine 
halbe Stunde äußern. Diesen Auflagen fi.ir eine Diskussion zwischen 
Senat und Parlament stehen die Minimalforderungen gegenüber, wie 
sie das Parlament auf seiner letzten Sitzung beschlossen hat : 
a. Ausfallen aller Vorlesungen und Seminare für ein his zwei Tage 

und stattdessen gründliche Diskussion der Universititssatzung 
b. Teilnahme von Vertretern des Mittelbaus an dieser.Diskussion 
c. Ö FF E NT LICH K EI T dieser Diskussion, d.h.die Mög­

lichkeit für alle Zuhörer, jederzeit zu den behandel­
ten Fragen Stellung zu nehmen. 

Diese Auflagen des Senats demonstrieren ein nal, daß dem Senat an 
einer DISKUSSION nichts liegt - es sollen lediglich feste Standpunk­
te im Wechselgesang vorgetragen werden und zudem, daß ÖffentlictJcoit 
mit einer beschränkten Zahl von Ein tri+ :skarten manipuliert werden 
soll .Das Parlament wird diskutieren miissen, ob es bei solchen Auf­
lagenan dieser Diskussion teilnehmen kann. 




